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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Seit mehreren Jahren war die Schweiz in Bezug auf die Besteuerung von natiirlichen
und juristischen Personen der Kritik von anderen Staaten und internationalen
Organisationen ausgesetzt. Vor diesem Hintergrund stimmten im Verlauf des
Berichtsjahres beide Parlamentskammern einer Motion Feller (fdp, VD) zu, die sich auf
die Steuerattraktivitdt der Schweiz im Vergleich mit anderen Staaten bezog. Der
Uberwiesene Text beauftragte den Bundesrat, eine Ubersicht liber die Steuersysteme
von verschiedenen Staaten zu erstellen und deren Attraktivitdt mit derjenigen der
Schweizer Steuergesetzgebung zu vergleichen. '

Die Schweiz schneide im internationalen Vergleich Punkto Steuerattraktivitat fiir
natiirliche und juristische Personen gut ab. Zu diesem Schluss kommt der Bundesrat in
einem Bericht, den er im November 2014 verabschiedet hat und der unter anderem auf
eine Motion Feller (fdp, VD) aus dem Jahr 2013 zurlckgeht. Um ihre steuerliche
Wettbewerbsfahigkeit im Bereich der juristischen Personen erhalten zu kénnen, musse
die Schweiz, so der Bundesrat, im Rahmen der geplanten Unternehmenssteuerreform
Ill, die die Abschaffung attraktiver, aber international nicht mehr akzeptierter
Sonderregelungen vorsieht, jedoch neue, international kompatible Massnahmen
treffen. Im Vergleich zu grossen Volkswirtschaften wie den USA, Deutschland,
Frankreich oder Italien stinden kleine Volkswirtschaften wie die Schweiz im
internationalen Steuerwettbewerb generell stérker unter Druck, attraktive steuerliche
Rahmenbedingungen anzubieten. ?

Wahrend die Beratungen Uber den bundesratlichen Vorschlag zum Bundesgesetz iiber
die Unternehmenssteuerreform Il (USR [ll) im Stadnderat kurz vor Jahreswechsel relativ
zUigig vorangekommen waren, erstreckte sich die erste Lesung im Nationalrat anlésslich
der Frihjahrssession 2016 Uber zwei Tage. Zwar stellte sich auch die grosse Kammer
hinter die Stossrichtung des vorgeschlagenen Reformpakets, das steuer- und
finanzpolitische Massnahmen vereinte und zum Ziel hatte, den Unternehmensstandort
Schweiz attraktiv zu halten, gleichzeitig schuf sie etliche Differenzen zur Regierung und
zum Standerat. Ein erstes Mal bezogen die Parteien jedoch Position, ohne dass sich
eine Differenz ergab. Die SP wollte die Vorlage an die zusténdige
Wirtschaftskommission (WAK-NR) zurlickweisen lassen und erst wieder behandeln,
wenn die Mehrbelastungen fur den Bund noch maximal CHF 500 Mio. betragen. Der
Rickweisungsantrag war mit 43 zu 135 Stimmen bei 7 Enthaltungen, die allesamt auf
Grune entfielen, chancenlos. Eine erste Differenz schuf die grosse Kammer, indem sie
mit 138 zu 52 Stimmen dem Antrag ihrer Wirtschaftskommission folgte und eine Art
Pauschalbesteuerung fur Frachtschiffe, die Tonnage-Tax, in die Vorlage aufnahm.
Finanzminister Maurer versuchte vergebens darauf hinzuweisen, dass die
Verfassungsmassigkeit dieser Art der Besteuerung umstritten sei und es sich dabei
eigentlich um einen neuen Tatbestand handle, der weder genauer gepruft noch Teil der
Vernehmlassungsvorlage gewesen sei. Unterstitzung erhielt Maurer nur von der SP und
den Grinen. Gleiches traf bei der Frage Uber die von der WAK-NR vorgeschlagene
EinfUhrung einer zinsbereinigten Gewinnsteuer zu, die von den Kantonen in der
Vernehmlassung kritisiert und im Stédnderat deutlich abgelehnt worden war. Die
Beflrworter argumentierten, dass die vom Bundesrat vorgeschlagene Version der USR
lll, die im Kern die Abschaffung der international nicht mehr akzeptierten
Steuerermassigungen von Holding-, Domizil- und gemischten Gesellschaften
beinhaltete, flur ebendiese Unternehmen zu wenig attraktiv sei und es deshalb eine
zinsbereinigte Gewinnsteuer brauche. Der Nationalrat nahm den Antrag der
Kommission mit 127 zu 59 Stimmen bei 7 Enthaltungen an. Hingegen verweigerte die
grosse Kammer der Wirtschaftskommission die Gefolgschaft beim Thema der
Emissionsabgaben auf Eigenkapital. Die WAK-NR hatte die Bestimmungen Uber die
Stempelsteuer aus der Vorlage gestrichen und in einen separaten Entwurf Gberfuhrt.
Der Nationalrat nahm daraufhin mit 137 zu 52 Stimmen bei 2 Enthaltungen einen Antrag
Muller (cvp, LU) an und wies die neue Vorlage an die Kommission zurlick. Die vom
Bundesrat geforderte Abschaffung der Emissionsabgaben war damit vorerst vom Tisch.
Hingegen folgte der Nationalrat dem Vorschlag der Regierung, den Kantonsanteil an der
direkten Bundessteuer von 17 auf 20,5% zu erhdhen. Der Standerat hatte diesen auf
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21,2% erhdhen wollen. Eine "kleine" Differenz bestand zwischen den Réten zudem bei
der Ausgestaltung der neu eingefliihrten Steuerermassigungen. Wahrend der Sténderat
fir die reduzierte Besteuerung der Ertrédge aus Patenten (Patentbox) und die
Méglichkeit, Kosten fir Forschung und Entwicklung zu mehr als 100% abziehen zu
kénnen (Inputférderung), separate Obergrenzen festlegen wollte, fasste der Nationalrat
die Patentbox und die Inputférderung mit den Instrumenten des Zinsabzugs auf
Eigenkapital und der steuerfreien Aufdeckung stiller Reserven zusammen und sah fur
das gesamte Blndel eine maximale steuerliche Ermassigung von 80% vor. Damit ging die
Vorlage, die auf diese Weise zu CHF 1,2 Mrd. Mindereinnahmen pro Jahr gefuhrt héatte,
zuruck an den Standerat. Dessen Version hatte den Bund nach der ersten Lesung rund
CHF 100 Mio. weniger gekostet. *

Stillschweigend schrieben National- und Stdnderat die Motion Feller (fdp, VD) fir einen
Vergleich der Steuerattraktivitit der Schweiz im internationalen Vergleich in der
Sommersession 2016 ab. Nach Erscheinen des geforderten Berichts hatte der
Bundesrat in seinem Bericht Uber Motionen und Postulate der gesetzgebenden Rate im
Jahre 2015 die Abschreibung der Motion beantragt. *

Der Nationalrat sah sich bezlglich der Motion Bischof zur Beseitigung der sogenannten
Heiratsstrafe vor einer komplizierten Situation. Noch im Méarz 2016 hatte er sich im
Rahmen der Motion .Individualbesteuerung auch in der Schweiz. Endlich
vorwartsmachen™ fur die Individualbesteuerung ausgesprochen, jetzt empfahl ihm seine
WAK-NR knapp mit 12 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung die Annahme einer Motion zur
Abschaffung der Heiratsstrafe durch gemeinschaftliche Besteuerung. In der
Zwischenzeit hatte der Bundesrat zudem entschieden, bis Ende Marz 2017 eine
Botschaft zur Beseitigung der Heiratsstrafe nach dem Modell ,Mehrfachtarif mit
alternativer Steuerberechnung™ zu erarbeiten und erachtete die Annahme der Motion
Bischof daher als weiteres Hindernis auf dem Weg zur Lésung dieses seit 32 Jahren
bestehenden Problems. Im Namen der Minderheit der Kommission beanstandete
Kathrin Bertschy (glp, BE) zudem, dass die Motion lediglich eine der beiden im Begriff
der Heiratsstrafe enthaltenen Problematiken 6se. So verhindere sie zwar, dass
Verheiratete unter bestimmten Konstellationen mehr Steuern zahlen als
Nichtverheiratete, sie schaffe aber keine positiven Arbeitsanreize fir Zweitverdienende
und bevorzuge daher ein Ehemodell gegentber anderen. Der einzige Weg, beide
Problematiken anzugehen, stelle die Individualbesteuerung dar. Leo Miller (cvp, LU) sah
hingegen in der Annahme der Motion eine Moglichkeit, deren Anliegen in die
Uberlegungen des Bundesrates einfliessen zu lassen, zumal sich in der WAK-NR eine
Mehrheit fur eine gemeinschaftliche Besteuerung von Ehepaaren und eingetragenen
Partnerschaften finden liess. Der Entscheid des Nationalrats fiel in der Folge éhnlich
knapp aus wie derjenige der Kommission: Mit 96 zu 89 Stimmen nahm die grosse
Kammer die Motion an. ®

Im September 2017 reichten die WAK-NR (Mo. 17.3706) sowie die WAK-SR (Mo. 17.3665)
zwei gleich lautende Motionen zum Verzicht auf die Revision des Steuerstrafrechts ein,
welche der Bundesrat zur Annahme empfahl. Ursprung der nun unliebsam gewordenen
Revision war eine vom Parlament 2010 angenommene Motion Schweiger (fdp, ZG),
welche zum Beispiel Rechtsunsicherheiten eliminieren, verschiedene Steuerarten
vereinheitlichen oder eine Uberbestrafung vermeiden wollte. Die als Antwort auf diese
Motion ausgearbeitete Gesetzesrevision war jedoch in der Vernehmlassung grandios
gescheitert, wie es Bundesrat Maurer ausdriickte. Die Revision hatte geméass dem
Finanzminister die Grenzen bezlglich Schutz der Privatsphare und Schutz des
Bankkundengeheimnisses so stark verschoben, dass die Vorlage nicht mehr
mehrheitsfahig war. Daher hatte der Bundesrat die Revision im November 2015
zurlickgestellt. Als Reaktion unter anderem auf diese Vorlage wurde jedoch die
Volksinitiative ,Ja zum Schutz der Privatsphéare™ eingereicht, welche das inlandische
Bankkundengeheimnis in der Verfassung verankern wollte. Wahrend sich der
Nationalrat fir einen Gegenvorschlag zur Initiative aussprach, lehnte der Standerat
einen solchen aber ab. Stattdessen reichte die WAK-SR obige Kommissionsmotion zum
Verzicht auf die Revision ein. Der Nationalrat zog nach und beschloss zudem, die
Behandlung der Volksinitiative und des Gegenvorschlags bis nach der Wintersession
2017 - also bis nach der Behandlung der zwei Kommissionsmotionen - zu sistieren.

In Anbetracht dieser Vorgeschichte stand die Diskussion der Kommissionsmotionen im
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Nationalrat im Zeichen der Signalwirkung auf die Initianten der sogenannten ,Matter-
Initiative”. Etwas kryptisch erklarte zum Beispiel Leo Muller (cvp, LU), dass eine
Annahme der zwei Motionen und die Signale des Bundesrates, das Steuerstrafrecht
nicht mehr zu traktandieren, daflr sorgen kénnten, dass .die Initianten Uber das
weitere Vorgehen und Uber das Schicksal dieser Initiative entscheiden™ und die
Initiative mit anderen Worten zurtckziehen wuirden. Dieses ,vorauseilende Geschenk™
an die Initianten kritisierte aber nicht nur Susanne Leutenegger Oberholzer (sp, BL) und
mit ihr die linke Ratshélfte. Deutliche Kritik dusserte auch Martin Landolt (bdp, GL), der
die Motionen als ,aktive Sterbehilfe™ flur die Volksinitiative bezeichnete. Es sei nicht
Aufgabe von Parlament und Bundesrat, den Initianten den Rickzug zu erleichtern. Die
Annahme der Motion stelle einen Verzicht auf die Chancen, welche eine Revision
durchaus haben koénnte, dar, was Landolt unter anderem als Arbeitsverweigerung
bezeichnete. Auf Nachfrage betonte Bundesrat Maurer zudem, dass es keine
Absprachen zwischen ihm, den Initianten und den Urhebern des Gegenvorschlags gébe.
Vielmehr brachte er einen anderen, formelleren Aspekt fur den Verzicht auf die
Revision ins Spiel. So kénne man im schweizerischen demokratischen Prozess nicht
einfach eine Vorlage aus dem Jahr 2013 nach funf Jahren wieder hervornehmen, da
sich das Umfeld stark verdndert habe. Dazu bedirfe es mindestens einer neuen
Vernehmlassung, zudem musse die Verrechnungssteuerreform in Betracht gezogen
werden. Im Sinne einer Frontbereinigung oder ,einer Beruhigung der Wogen, die mit
einer Volksinitiative hochgegangen sind" sollen die Motionen angenommen werden,
empfahl Maurer weiter. Mit 120 zu 64 Stimmen (bei einer Enthaltung) nahm eine aus den
SVP-, FDP- und CVP-Fraktionen bestehende Mehrheit des Nationalrats die beiden
Motionen an. ®

Thomas Aeschi (svp, ZG) verlangte in einer Motion Parallelitait zwischen den
Verjahrungsregeln der Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben herzustellen. Bisher waren bei der Verrechnungssteuer und bei den
Stempelabgaben die Festsetzungsverjahrung - also die Frist fur die steuerpflichtige
Person, die Selbstveranlagung zu &andern, und diejenige fur die Behdérden, eine
Steuerforderung festzusetzen - und die Bezugsverjahrung - also die Frist fur die
Eintreibung der Steuern - rechtlich nicht getrennt aufgefuhrt worden. Zudem gab es
keine absolute Verjahrung, also keine Verjahrungsfrist, die nicht unterbrochen werden
konnte und die nicht stillstand. Dadurch konnten Steuerforderungen durch
Verjahrungsunterbrechungen ,ewig" aufrechterhalten werden. Aeschi schlug daher vor,
in Ubereinstimmung mit dem Mehrwertsteuergesetz bei der Verrechnungssteuer und
bei den Stempelabgaben zwischen Festsetzungs- und Bezugsverjahrung zu
unterscheiden und jeweils eine relative Verjahrungsfrist - eine Frist, in der allfallige
Antrage auf Festsetzung oder Korrektur der Steuerforderungen eingereicht werden
mussen - von funf Jahren sowie eine absolute Verjahrungsfrist von zehn Jahren
einzufihren. Ebenfalls dem Mehrwertsteuergesetz entsprechend sollten die
Unterbrechungsgrinde der Verjahrung bei der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben abschliessend aufgezahlt werden. Dies sei noétig, da bei diesen
~Selbstdeklarationssteuern™ ein erhdhtes BedUrfnis nach Rechtssicherheit bestehe,
erklarte der Motionar. Zudem wirden damit die Verfahren beschleunigt. Es gebe
Uberdies keinen Grund, wieso diesbezuglich zwischen den drei
Selbstdeklarationssteuern Unterschiede bestehen sollten.

Der Bundesrat entgegnete, dass eine solche Anderung den Zweck der
Verrechnungssteuer - die Sicherung der direkten Steuern - unterlaufen wirde, weil
dadurch ihre Verjahrungsfrist kirzer ware als diejenige der Kantons- und
Bundessteuern, bei denen die absolute Verjahrungsfrist 15 Jahre betragt. Bei der
Stempelabgabe sei eine Neuregelung aufgrund der geringen Anzahl Betroffener sowie
der automatisierten und unproblematischen Abwicklung nicht notwendig. Zudem kénne
es zu vermehrtem Eintritt der Verjahrung von Steuerforderungen und zu einer
Verunmoglichung von rechtskonformer Besteuerung kommen. So kdnnten bei
Verrechnungssteuer und Stempelabgaben bereits jetzt vermehrt Handlungen mit dem
Ziel, die Justizverfahren in die Lange zu ziehen, beobachtet werden, was durch eine
entsprechende Anderung noch verstarkt werden kénnte.

In der Fruhjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Motion, wobei
Finanzminister Maurer zusatzlich zu den bereits schriftlich vom Bundesrat dargelegten
Argumenten darauf hinwies, dass auch der Zeitpunkt im Hinblick auf die laufende
Revision des Verrechnungssteuergesetzes und die Diskussion Uber die Abschaffung der
Stempelsteuer nicht sinnvoll sei. Falls gewlnscht, wéare ein solcher Vorschlag .im
Zusammenhang mit einer moglichen Vorlage zur Stempel- und Verrechnungssteuer™ zu
diskutieren. Knapp nahm die grosse Kammer den Vorstoss dennoch mit 101 zu 92
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Stimmen an. Die SVP- und FDP-Fraktionen stimmten der Motion geschlossen, die BDP-
Fraktion teilweise zu.’

Im Mai 2018 behandelte der Nationalrat die Revision des Verrechnungssteuergesetzes
als Erstrat. Fiir die WAK-NR erérterte Leo Miiller (cvp, LU) insbesondere die Anderungen
- respektive die unterlassenen Anderungen - in der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Version im Vergleich zur Vernehmlassungsversion: Der Bundesrat habe zwei
Nebenpunkte ergénzt, ein Meldeverfahren flur Naturalgewinne, die der
Verrechnungssteuer unterliegen, sowie die Aufhebung von obsoleten Bestimmungen zu
den Arbeitsbeschaffungsreserven. Nicht aufgenommen habe er hingegen die in der
Vernehmlassung vielfach geforderte Moglichkeit, die Nachdeklaration zu einem
spateren Zeitpunkt als vor Einsprachefrist fur die Einkommenssteuerveranlagung
vorzunehmen, sowie eine grossziigigere Ausgestaltung der Ubergangsregelung. Folglich
beantragte die Kommission mehrheitlich, die Frist auf die Dauer des Veranlagungs-,
Revisions- oder Nachsteuerverfahrens auszudehnen sowie ruckwirkend auf alle seit
dem 1. Januar 2014 abgehandelten, noch nicht rechtskraftig abgeschlossenen Falle zu
beziehen. Schliesslich solle die Gesetzesanderung nicht wie vom Bundesrat gewlinscht
auf den 1. Januar 2020, sondern - sofern bis zum 31. Januar 2019 kein Referendum
zustande kommt - rickwirkend auf den 1. Januar 2019 in Kraft treten. Fur die linke
Ratshalfte erinnerten Ada Marra (sp, VD) und Regula Rytz (gp, BE) daran, dass nicht klar
sei, wer von dieser Revision betroffen sei und welche finanziellen Auswirkungen sie mit
sich bringen wurde. Urspringlich habe die Verrechnungssteuer einen Ansporn sowie
eine Garantie fur die Ehrlichkeit der Steuerzahler dargestellt, dieser Sicherungszweck
sei durch weitere Lockerungen des Gesetzes jedoch gefahrdet. Finanzminister Maurer
kritisierte insbesondere die Ruckwirkungsklausel, die aus Sicht des Bundesrates nicht
mit der Bundesverfassung konform sei. Zudem sei die Formulierung unklar: Sei das
Ubergangsrecht nur auf Falle anzuwenden, die noch nicht rechtskraftig sind, oder
waren auch bereits rechtskraftige Félle betroffen¢ Bezuglich Letzterem musste auch
Leo Muller eingestehen, dass dies in der Kommission zu wenig klar ausdiskutiert worden
sei. Er verwies jedoch auf den Stédnderat, der diese Frage nach Annahme der Regelung
im Erstrat noch kléaren kénne.

Die grosse Kammer beantragte Eintreten ohne Gegenantrag. In der Detailberatung
waren die Fronten klar: Mit 131 zu 54 Stimmen verlangerte der Nationalrat die Frist fur
Nachdeklarationen, mit 129 zu 52 Stimmen hiess er die Riuckwirkungsklausel trotz
Unklarheiten gut und mit 129 zu 48 Stimmen sprach er sich flr eine frihere, ebenfalls
ruckwirkende Inkraftsetzung auf Anfang 2019 aus. Erfolglos wehrten sich die SP- und die
Grlinen-Fraktion sowie der Genfer FDP-Nationalrat Benoit Genecand (fdp, GE) gegen
die drei Antrége. Genecand enthielt sich in der Gesamtabstimmung der Stimme, so dass
die Vorlage mit 134 zu 48 Stimmen bei 1 Enthaltung dem Zweitrat Gbergeben wurde. ®

Zwischen der Stéanderatsdebatte zum AHV-Steuer-Deal, wie die Steuervorlage 17 trotz
neuem Namen (STAF) hauptsachlich genannt wurde, und deren Behandlung im
Nationalrat geriet die Vorlage von verschiedenen Seiten weiter unter Druck.

Kritisch zeigten sich zum Beispiel die Stadte, denen durch die Anderungen der WAK-SR
am bundesratlichen Vorschlag Mindereinnahmen drohten: CHF 315 Mio. sollen ihnen
durch den Verzicht auf eine Erhéhung der minimalen Dividendenbesteuerung, wie sie
der Vorschlag des Bundesrates noch beinhaltet hatte, verloren gehen. Dies misse mit
Bundeskompensationen ausgeglichen werden, zudem solle die Gemeindeklausel
strenger formuliert werden, schlugen verschiedene Stadtevertreterinnen und -vertreter
vor.

Auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) zeigte sich als Vertreter des Gewerbeverbands
gegenuber dem AHV-Steuer-Deal kritisch. Er schlug vor, die zusatzlichen Gelder fur die
AHV nicht durch Lohnerhéhungen, sondern durch eine Mehrwertsteuererhéhung um
0.3 Prozent zu erzielen. Dies sei gerechter, weil so auch Pensionierte ihren Beitrag an
die Gesundung der AHV leisten mussten und die Kosten daflr nicht ausschliesslich von
Arbeitstatigen und Unternehmen getragen wirden. Dieser Vorschlag stiess jedoch auf
vielseitige Kritik: Einerseits sah SP-Vizeprédsident Beat Jans (sp, BS) darin eine
Gefahrdung des fragilen Kompromisses, den die WAK-SR ausgehandelt hatte.
Andererseits betonte CVP-Nationalrat Markus Ritter (cvp, SG), dass die von der
Unternehmenssteuerreform stark profitierenden Unternehmen zumindest die Halfte
der Kosten der AHV-Zusatzfinanzierung Ubernehmen sollten. In der FK-NR fand Biglers
Vorschlag jedoch Anklang; in ihrem Mitbericht von Ende Juni 2018 an die WAK-NR zog
die Finanzkommission mit 13 zu 9 Stimmen (2 Enthaltungen) eine Gegenfinanzierung
des AHV-Zuschusses Uber eine Mehrwertsteuererndhung einer Erhéhung der
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Lohnprozente vor.

Einen weiteren Vorschlag fur die Finanzierung des AHV-Zuschusses prasentierte die
SGK-NR in ihrem Mitbericht anfangs Juli: Ausserst knapp, mit 13 zu 12 Stimmen, schlug
sie vor, neben der Zusatzfinanzierung durch das vollstandige Demographieprozent -
dem seit 1999 zusatzlich erhobenen Mehrwertsteuerprozent - auch auf Leistungsseite
zu handeln: In vier Schritten sollte das Rentenalter der Frauen ab 2020 auf 65 Jahre
angehoben werden. Der Bundesbeitrag an die AHV sollte anfanglich auf 21.5 Prozent
erhoht, anschliessend bis 2030 auf 20.5 Prozent reduziert werden. Die zusétzlichen
Gelder fur die AHV wlrden durch die Bundeskasse - gedufnet durch die dynamischen
Effekte der Steuervorlage - gesprochen.

Am heftigsten kritisierten Exponenten der SVP den AHV-Steuer-Deal. Entsprechend
zahlreich waren auch die von ihnen vor der Behandlung durch die WAK-NR
eingereichten Anderungsvorschlage. Fraktionsprasident Thomas Aeschi (svp, ZG) wurde
nicht mide zu betonen, dass der «Kuhhandel» chancenlos sei. Statt der Erhéhung der
Lohnprozente sollte die AHV-Zusatzfinanzierung Uber die Streichung der
Kohasionsmilliarde, eine Reduktion der Ausgaben fir die Entwicklungshilfe und durch
strengere Vorgaben fur die Unterstitzung von Asylbewerbern, anerkannten Flichtlingen
und Sans-Papiers sichergestellt werden. Ferner schlug Nationalrat Aeschi eine
Erhéhung der Abzuge zum Beispiel fur Krankenkassenpramien und Zinsertréage auf
Sparkonten bei der direkten Bundessteuer vor. Dies blieb jedoch nicht der einzige
Vorschlag des SVP-Fraktionsprasidenten. Unter anderem schlug er zudem vor, die
bereits sehr umfassende Vorlage noch zu vergrossern: Da die Reform der
Unternehmenssteuern direkt mit dem Finanzausgleich (NFA) verbunden ist, soll die
Steuervorlage 17 um den Kompromiss der Finanzdirektoren zur NFA ergadnzt werden.
Gleich mehrere Seiten brachten schliesslich eine bereits haufiger gedusserte Forderung
wieder ins Spiel: Die FK-NR, die SGK-NR sowie Grinen-Préasidentin Regula Rytz (gp, BE)
reichten Antrage auf Aufteilung des AHV-Steuer-Deals in zwei miteinander verknupfte
Entwirfe ein. Diese sollten nur gemeinsam in Kraft treten kénnen, jedoch wurde falls
notig Uber beide getrennt abgestimmt. So kénne die bisherige «demokratiepolitisch
fragwlrdige» Vorgehensweise korrigiert werden, erklarte Rytz.

Die WAK-NR hatte folglich in ihren darauffolgenden Sitzungen unzahlige Antrége zu
behandeln, ihr Urteil fiel jedoch zu beinahe allen negativ aus. Mitte August lehnte sie
den Antrag der FK-NR zur Zusatzfinanzierung der AHV Uber eine
Mehrwertsteuererhdhung deutlich ab, weil dadurch eine Verfassungsanderung und
somit ein obligatorisches Referendum nétig wirden. Sie entschied sich Uberdies unter
anderem gegen Antrage auf Streichung der sozialen Kompensation, auf Erhéhung der
Teilbesteuerung der Dividenden oder auf eine Verscharfung des Gemeindeartikels.
Auch eine Aufteilung des Vorschlags beflirwortete sie nicht, da sie eine einzige Vorlage
fUr transparenter hielt als zwei separate Vorlagen. Das «Volk sei in der Lage, die Reform
als Ganzes zu beurteilen», erklarte sie in ihrer Medienmitteilung. Anfang September
entschied sich die WAK-NR zusatzlich gegen Anderungsvorschlage beim Steuerteil der
Vorlage: Sie wollte keine Anderungen an der Patentbox oder am Abzug fiir Forschung
und Entwicklung; und auch eine Zulassung des Abzugs fur Eigenfinanzierung fur alle
oder zumindest fur weitere Kantone hiess sie nicht gut. Einzig bezlglich des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) entschied sie, dass Kapitalreserven von seit Annahme der
USTR Il zugezogenen Unternehmen von der Ruckzahlungs- und Teilliquidationsregel zu
befreien seien. Folglich unterstutzte die WAK-NR den Vorschlag ihrer
Schwesterkommission weitgehend. Dies Uberraschte zahlreiche Medien insofern, als
aufgrund der Mehrheit der SVP und der FDP in der Kommission die Zukunft des AHV-
Steuer-Deals vor der abschliessenden Kommissionssitzung als hdchst ungewiss gegolten
hatte.

Nach diesem Entscheid der WAK-NR gab sich die SVP-Fraktion jedoch noch nicht
geschlagen. In ihrer kurz darauf stattgefundenen Fraktionssitzung bemuhten sich die
SVP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier darum, die Fronten zu schliessen. Hatten
sich einige Mitglieder der SVP-Fraktion, allen voran Magdalena Martullo-Blocher (svp,
GR), anfangs noch fir den AHV-Steuer-Deal ausgesprochen, liess nun auch sie
verlauten, sie hatte die von der WAK-NR abgelehnten Anderungen bevorzugt.
Fraktionspréasident Aeschi erklarte, dass die SVP-Fraktion einen Rickweisungsantrag an
den Bundesrat stellen werde, wobei dieser einen neuen Vorschlag ausarbeiten solle,
den Aeschi bereits skizzierte: Nach einer siebenjihrigen Ubergangsfrist sollten die
Steuerprivilegien abgeschafft werden. Die Kantone kdnnten dann nach eigenem
Ermessen die bisher geplanten Steuererleichterungen einfihren und erhielten dazu
wiederum einen héheren Anteil an den Bundessteuern. Dieser Vorschlag der SVP stiess
auf breite Kritik. Nationalrat Leo Mdller (cvp, LU) zum Beispiel bezeichnete ihn als
«utopisch» und als «Provokation» fur die Linke, da die Vorlage beinahe identisch sei
mit der abgelehnten USR III.
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Kurz vor der Behandlung der Vorlage im Nationalrat war die Ausgangslage somit noch
immer sehr unubersichtlich. Wie die Medien beschrieben, verliefen die Spaltungen
nicht mehr wie bei der USR Il zwischen Linken und Burgerlichen, sondern innerhalb der
Blocke und Parteien. So sei noch immer nicht klar, wie geeint die SVP gegen die Vorlage
sei. Bei der FDP wiurden sich vor allem die Jungliberalen - so wie generell beinahe alle
Jungparteien - gegen den Deal aussprechen, bei der SP lehne der linke Fligel die
Steuererleichterungen ab, genauso wie die Grinen. Die BDP und die GLP missbilligten
die Verknupfung von AHV und Steuerreform und weder Wirtschaftsverbénde noch
Gewerkschaften konnten sich im Vorfeld der Parlamentsdebatte auf eine gemeinsame
Linie einigen. Mit Spannung wurde folglich die Nationalratsdebatte in der Herbstsession
2018 erwartet. *

In der Herbstsession 2018 setzte sich der Nationalrat mit dem Bundesgesetz iiber die
steuerliche Behandlung finanzieller Sanktionen auseinander. Die Mehrheit der WAK-
NR hatte zuvor einige Anderungen zur standerétlichen Version beantragt. Besonders
umstritten war in der Eintretensdebatte die Frage der Nichtabzugsfahigkeit von
Aufwendungen zur Ermoglichung von Straftaten, zum Beispiel Terrorismusfinanzierung
oder die Miete von fur strafbare Tatigkeiten verwendeten Raumen. Hierbei
befurwortete die Kommission eine Beibehaltung des Status Quo, da derartige
Aufwendungen in der Praxis kaum identifiziert werden kénnten. Deshalb solle die
Klarung dieser Frage dem Bundesgericht Uberlassen werden, erklarte
Kommissionssprecher Feller (fdp, VD). Eine Minderheit Muller Leo (cvp, LU) beantragte
eine Zustimmung zur standeratlichen Version und damit die ausdruckliche Regelung der
Frage innerhalb des Gesetzes. Minderheitssprecher Miller betonte, dass es nicht sein
kénne, dass Terrorismusfinanzierung womaoglich von den Steuern abgezogen werden
koénne. Dies schien den gesamten Nationalrat zu Uberzeugen, mit 182 Stimmen folgte er
einstimmig der Minderheit und bereinigte die Differenz.

Des Weiteren beabsichtigte die Kommission, Schadenersatzzahlungen und
vergleichbare Leistungen generell abzugsfahig zu machen, es sei denn, es liegt ein
gerichtlich festgestelltes vorsatzliches Verhalten vor. Fahrlassige oder grobfahrlassige
Zahlungen sollen folglich von den Steuern abgezogen werden kénnen. Damit wurden
gemass Minderheitssprecher Muller jedoch mehr Abzuge zugelassen als in der aktuellen
Rechtspraxis. Der Rat stimmte dem Kommissionsantrag mit 94 zu 88 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) zu.

Auch eine Unterscheidung zwischen inléndischen und ausléndischen Strafen, welche
neben Muller auch Finanzminister Maurer deutlich kritisierte, nahm der Rat mit 94 zu
88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Demnach sollen nach dem Willen des Nationalrats
auslandische Bussen weiterhin abgezogen werden koénnen, wenn sie gegen den
schweizerischen Ordre public verstossen, wenn eine entsprechende in der Schweiz
begangene Handlung nicht strafbar wéare oder wenn die Busse das Hochstmass der
Sanktion nach schweizerischem Recht lbersteigt - in letzterem Fall wére die Differenz
zwischen Schweizer Hochstmass und tatséchlicher Busse abziehbar.

Mit 129 zu 47 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) nahm der Nationalrat die Vorlage in der
Gesamtabstimmung an.

Anfang 2019 stimmte auch die WAK-NR der durch den Stinderat erfolgten Anderung
der Motion Jauslin (fdp, AG) fur eine Harmonisierung der Zinsen bei
Bundessteuererlassen mit 17 zu 8 Stimmen zu. Eine Minderheit beantragte dem
Nationalrat hingegen, die geanderte Motion abzulehnen: Sie beflirchtete, dass der
Bundesrat die Verzugs- und Vergutungszinsen durch den Verzicht auf deren Anbindung
an die Marktentwicklung auf 5 Prozent und nicht auf die gewlnschten 3 Prozent
festsetzen werde. Stattdessen sollten die Ratsmitglieder der parlamentarischen
Initiative Regazzi (cvp, TI; Pa.lv. 16.470) vertrauen, mit der die Verzugszinsen an die
Marktzinsen angepasst werden sollen, erklarte Thomas Aeschi (svp, ZG) fur die
Minderheit im Nationalrat, der die geédnderte Motion in der Frihjahrssession 2019
beriet. Matthias Jauslin zeigte sich in der Folge besorgt um die Harmonisierung der
Verzugszinsen der verschiedenen Steuern, die in der Initiative nicht enthalten ist.
Finanzminister Maurer betonte, die gedanderte Motion Jauslin bei Annahme zusammen
mit der parlamentarischen Initiative Regazzi behandeln zu wollen. Der Nationalrat folgte
der Mehrheit mit 118 zu 65 Stimmen und nahm die geédnderte Motion Jauslin an. "
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«Der Bundesrat will fir einmal nicht die Welt verbessern, (...) er will ein ganz kleines
Steuerproblem 16sen», beteuerte Finanzminister Maurer gegen Ende der
nationalratlichen Debatte zur Erhohung des Steuerabzugs von Kosten fiir die
Betreuung von Kindern durch Dritte in der Friihjahrssession 2019. Der Bundesrat hatte
beabsichtigt, im Rahmen seiner Fachkrafte-Initiative den Steuerabzug flr externe
Kinderbetreuung zu erhéhen, um so fur Personen mit hohen Einkommen Anreize zu
schaffen, sich trotz Kindern starker in die Arbeitswelt zu integrieren. Finanzminister
Maurer rechnete mit etwa 2500 Vollerwerbsstellen, die so besetzt werden kénnten. Das
beschréankte Zielpublikum der Massnahme erachteten aber verschiedene
Kommissionsminderheiten als diskriminierend - diese reichten folglich weiterfihrende
Vorschlage ein.

Den Anfang machte Jacqueline Badran (sp, ZH) mit einem Rlickweisungsantrag an die
WAK-NR: Diese solle anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anderung einen
Systemwechsel hin zu einem Gutschriftensystem fir Kinder einrichten, durch das
Familien unabhangig von Lebensform und Einkommen fir jedes Kind eine Gutschrift
erhielten. Die bisherigen Kinderabzlge sollten hingegen gestrichen werden. Dadurch
kénne die Ungleichbehandlung der Familien aufgrund ihrer Einkommenshéhe durch die
bisherige Regelung korrigiert werden. Der Nationalrat folgte diesem Antrag nicht und
sprach sich mit 134 zu 54 Stimmen flr Eintreten aus.

Regula Rytz (gp, BE) erachtete Familien mit hohen Einkommen durch die aktuelle
Regelung als benachteiligt, da diese die Betreuungsplatze durch ihre Steuern
finanzierten, selbst aber keine finanzielle Unterstutzung erhielten und die vollstandigen
Betreuungstarife bezahlen mussten. Daher wollte sie diese Familien entlasten, indem
der vom Bundesrat vorgesehene Abzug auf die Betreuung in institutionellen
Betreuungsformen wie Kitas, Tagesschulen, Tagesfamilien oder Tagesmutter begrenzt
wilrde. Dadurch kdénne Uberdies verhindert werden, dass die Kosten von privat
angestellten Nannys, die Uberdies Hausarbeit verrichteten, ebenfalls abgezogen werden
kénnten, argumentierte Rytz. Ihr Antrag fand jedoch nur in der SP und bei den Griinen
Unterstitzung und wurde mit 139 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verworfen.

Auch Thomas Aeschi (svp, ZG) argumentierte mit einer Ungleichbehandlung
verschiedener Familien: Er kritisierte, dass die Vorlage nur jenen Familien
Betreuungsabzige gewahre, die ihre Kinder gegen Entgelt fremdbetreuen liessen.
Familien, die ihre Kinder selbst betreuten oder private Lésungen gefunden hatten,
wirden  so  diskriminiert. Darum  schlug er vor, den Abzug der
Kinderdrittbetreuungskosten auch dann zu gewahren, wenn keine direkten Kosten
anfielen. Diese Losung - geméss Kommissionssprecherin Kathrin Bertschy (glp, BE) von
der Kommission als Neuauflage der SVP-Familieninitiative eingestuft - fand nur bei
einem Grossteil der SVP-Fraktion, der Halfte der CVP/EVP-Fraktion und bei einem
Mitglied der BDP Anklang und wurde folglich mit 116 zu 74 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt.

In eine &hnliche Richtung ging der Einzelantrag Kutter (cvp, ZH), der die allgemeinen
Kinderabzlige, also unabhéngig von der Betreuungssituation der Kinder, von CHF 6'5600
auf CHF 10'000 erhéhen wollte. Trotz des Einwands des Finanzministers, dass ein
Vorschlag, der CHF 350 Mio. koste, nicht einfach angenommen werden kénne, ohne
dass er zuvor in der Vernehmlassung gewesen sei, stimmte ihm der Rat mit 100 zu 92
Stimmen (bei 1 Enthaltung) zu: Die Fraktionen der SVP und der CVP/EVP sowie eine
Mehrheit der BDP-Fraktion stellten sich hinter die hdheren Kinderabzige.

In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 131 zu 48 Stimmen (bei 14
Enthaltungen) fur die Vorlage aus. Die Nein-Stimmen stammten von den Mitgliedern der
SP, von einem Teil der Griinen sowie von einzelnen SVP-Mitgliedern.

In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Freiburg flr eine allgemeine Steueramnestie. Die WAK-NR hatte zuvor mit 16
zu 8 Stimmen beantragt, aufgrund der Verletzung des Grundsatzes der Rechtsgleichheit
durch Steueramnestien sowie aufgrund ihrer negativen Folgen flr die Steuermoral auf
Folgegeben zu verzichten. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) setzte sich daflr ein, dass
die Kantone die Moglichkeit erhielten, kantonale Steueramnestien durchzufiihren. Mit
102 zu 75 Stimmen entschied sich der Nationalrat wie zuvor bereits der Stdnderat gegen
Folgegeben und lehnte damit die Standesinitiative endgultig ab.
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In der Sondersession im Mai 2019 behandelte der Nationalrat die Standesinitiative des
Kantons Aargau zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Olivier Feller (fdp, VD) bewarb seine
Minderheit, die sich gegen ein Folgegeben ausgesprochen hatte. Er verwies darauf, dass
auch die Minderheit einer Abschaffung der Heiratsstrafe positiv gegenlberstehe, dass
es aber Schwierigkeiten bei der Initiative gebe. So verstehe die Vorlage die Ehe und die
eingetragene Partnerschaft als Wirtschaftsgemeinschaft - die entsprechenden Paare
sollen folglich gemeinsam besteuert werden -, der Nationalrat habe aber bereits eine
Motion der FK-NR zur Individualbesteuerung angenommen. Eine Annahme dieser
Initiative wirde folglich einen Widerspruch darstellen. Da das Bundesgericht in der
Zwischenzeit die Abstimmung zur Initiative gegen die Heiratsstrafe fur ungultig erklart
habe, werde dieses Thema in Kiirze im Parlament ausgiebig behandelt. Es bedurfe somit
keiner zusatzlichen Vorlage. Diesem Votum folgte der Rat nicht und gab der
Standesinitiative mit 102 zu 74 Stimmen (bei einer Enthaltung) Folge. ™

Im Juni 2019 prasentierte die funfkopfige Subkommission «Verrechnungssteuer» unter
Leitung von Leo Miller (cvp, LU) erste Eckwerte ihres Vorschlags zum Wechsel vom
Schuldner- zum Zahlstellenprinzip bei der Verrechnungssteuer. Mit 4 zu 1 Stimmen
schlug sie vor, dass der Systemwechsel in- und ausléndische sowie direkte und
indirekte Zinsanlagen betreffen solle, nicht aber inlandische juristische Personen,
kollektive Kapitalanlagen sowie auslandische Anleger. Die Verrechnungssteuer solle bei
35 Prozent bleiben und ihre Erhebung moglichst laufend, die Ablieferung an die ESTV
maximal vierteljahrlich stattfinden. Die Ablieferung solle durch die Zahlstellen erfolgen,
die daflr haftbar seien, aber gegenlber ihren Kunden Uber einen Regressanspruch
verflgen und angemessen entschadigt werden sollten.

Die Subkommission veroffentlichte die Eckwerte ihres Vorschlags unter Zustimmung
der WAK-NR, damit sich der Bundesrat, der an einem &ahnlichen Projekt arbeitete,
daran orientieren konnte. Die Kommission verwies jedoch darauf, dass sie diese
Eckwerte noch nicht diskutiert habe und diese fur sie entsprechend nicht bindend
seien.

Die WAK-SR empfahl mit 6 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) die Ablehnung der Motion
Aeschi (svp, ZG) fir eine Parallelitit zwischen den Verjahrungsregeln der
Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den Stempelabgaben. In ihrer
Argumentation schloss sich die Kommission dem Bundesrat an und erklarte in ihrem
Bericht unter anderem, sie sehe keinen verjahrungsrechtlichen Zusammenhang
zwischen den drei Steuerarten.

In der Sommersession 2019 lehnte der Stéanderat die Motion stillschweigend ab. ™

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermdglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu kénnen. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern - sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus - war die Verlangerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen Uber die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht - und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Anderung
grosstenteils beflrwortet, die Verbédnde waren ungefahr zur Hélfte daflr, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalrdte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grine Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begriindung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden kénne und daher die regelmassig wiederkehrenden
Abstimmungen daruber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnétige Kosten
mit sich bringen wulrden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral fur die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine haufigere Uberpriifung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben wirde. Flr den bundesratlichen Vorschlag argumentierte Leo
Muller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kirzester Zeit wieder an die Urne rufe - wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wéare. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestéatigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinféllig gewordenen Ubergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Standerat, abschliessend werden Volk und Stande
Uber die Verlangerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden.
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